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dern, wirksam gerecht wird und die Erfüllung der internatio-
nalen Vereinbarungen zur Abschwächung des Klimawandels
fördert;

m) die Förderung des ausgewogenen Zugangs zu den
aus der internationalen Verteilung des Wohlstands erwach-
senden Vorteilen durch eine verstärkte internationale Zusam-
menarbeit, insbesondere auf dem Gebiet der internationalen
Wirtschafts-, Handels- und Finanzbeziehungen;

n) die Verwirklichung der Teilhabe eines jeden Men-
schen am gemeinsamen Erbe der Menschheit in Verbindung
mit dem Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zur Kultur;

o) die von allen Nationen der Welt gemeinsam getra-
gene Verantwortung für die Gestaltung der weltweiten wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung und die Bewältigung
von Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit, die auf multilateraler Ebene wahrgenommen wer-
den soll;

5. unterstreicht, wie wichtig es ist, bei der Stärkung
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Menschenrechte den Reichtum und die Vielfalt der interna-
tionalen Gemeinschaft der Nationen und Völker zu bewahren
sowie die nationalen und regionalen Besonderheiten und die
unterschiedlichen historischen, kulturellen und religiösen
Voraussetzungen zu achten;

6. unterstreicht außerdem, dass alle Menschenrechte
allgemeingültig und unteilbar sind, einander bedingen und
miteinander verknüpft sind und dass die internationale Ge-
meinschaft die Menschenrechte weltweit in fairer und glei-
cher Weise, gleichberechtigt und gleichgewichtig behandeln
muss, und erklärt erneut, dass es, obschon die Bedeutung na-
tionaler und regionaler Besonderheiten und unterschiedlicher
historischer, kultureller und religiöser Voraussetzungen im
Auge zu behalten ist, die Pflicht der Staaten ist, ohne Rück-
sicht auf ihre jeweilige politische, wirtschaftliche und kultu-
relle Ordnung alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu
fördern und zu schützen;

7. fordert alle auf internationaler Ebene tätigen Ak-
teure nachdrücklich auf, eine internationale Ordnung zu er-
richten, die auf Inklusion, Gerechtigkeit, Gleichberechtigung
und Gleichstellung, Menschenwürde, gegenseitiger Verstän-
digung sowie der Förderung und Achtung der kulturellen
Vielfalt und der allgemeinen Menschenrechte beruht, und alle
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im Zusammenhang mit Sicherheit und irregulärer Einwande-
rung stigmatisieren und so ihre Diskriminierung legitimieren
und infolgedessen ihren Genuss des Rechts auf Gedanken-,
Gewissens- und Religionsfreiheit beeinträchtigen und ihre
Fähigkeit behindern, frei und ohne Furcht vor Nötigung, Ge-
walt oder Repressalien ihre Religion einzuhalten, auszuüben
und zu bekunden, und in diesem Zusammenhang betonend,
wie wichtig Artikel 27 des Internationalen Paktes über bür-
gerliche und politische Rechte ist,

mit tiefer Sorge Kenntnis nehmend von den in vielen
Teilen der Welt auftretenden ernsten Fällen von Intoleranz,
Diskriminierung und Gewalthandlungen aufgrund der Reli-
gion oder der Weltanschauung, von Einschüchterungen und
Nötigungen, deren Beweggrund religiöser oder sonstiger Ex-
tremismus ist, namentlich Fällen, deren Beweggründe Islam-
feindlichkeit, Antisemitismus und Christenfeindlichkeit sind,
sowie von dem negativen Bild bestimmter Religionen in den
Medien und der Einführung und Anwendung von Gesetzen
und Verwaltungsmaßnahmen, die Personen bestimmter ethni-
scher oder religiöser Zugehörigkeit, insbesondere muslimi-
sche Minderheiten, gezielt diskriminieren, sich gegen sie
richten und sie am uneingeschränkten Genuss ihrer Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu hindern drohen,

betonend, dass die Verunglimpfung von Religionen ein
schwerer Affront gegen die Menschenwürde ist und zur uner-
laubten Einschränkung der Religionsfreiheit ihrer Anhänger
und zur Aufstachelung zu religiösem Hass und religiöser Ge-
walt führt,

sowie betonend, dass die Verunglimpfung von Religio-
nen und die Aufstachelung zu religiösem Hass im Allgemei-
nen wirksam bekämpft werden müssen,

erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Men-
schen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung eine
Verletzung der Menschenrechte und eine Verleugnung der
Grundsätze der Charta darstellt,

mit Besorgnis feststellend, dass die Verunglimpfung
von Religionen und die Aufstachelung zu religiösem Hass im
Allgemeinen zu sozialer Disharmonie und zu Menschen-
rechtsverletzungen führen können, und bestürzt über die Un-
tätigkeit mancher Staaten, wenn es darum geht, diesen aufkei-
menden Trend und die darauf zurückzuführenden diskrimi-
nierenden Praktiken gegen die Anhänger bestimmter Religio-
nen zu bekämpfen,

Kenntnis nehmend von den Berichten, die der Sonderbe-
richterstatter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit
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in diesem Zusammenhang unter Begrüßung aller inter-
nationalen und regionalen Initiativen zur Förderung der inter-
kulturellen und interreligiösen Harmonie, einschließlich des
internationalen Dialogs über die Zusammenarbeit zwischen
den Religionen, der vom 16. bis 18. Juli 2008 in Madrid abge-
haltenen Weltkonferenz über den Dialog und der am 12. und
13. November 2008 abgehaltenen Tagung der Generalver-
sammlung auf hoher Ebene über die Kultur des Friedens, und
ihrer wertvollen Anstrengungen im Hinblick auf die Förde-
rung einer Kultur des Friedens und des Dialogs auf allen Ebe-
nen und mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den diesbe-
züglichen Programmen unter der Federführung der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur,

unterstreichend, wie wichtig der Ausbau der Kontakte
auf allen Ebenen ist, um den Dialog zu vertiefen und die Ver-
ständigung zwischen verschiedenen Kulturen, Religionen,
Weltanschauungen und Zivilisationen zu verstärken, und in
dieser Hinsicht mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der
Erklärung und dem Aktionsprogramm, die auf der am 3. und
4. September 2007 in Teheran abgehaltenen Ministertagung
der Bewegung der nichtgebundenen Länder über Menschen-
rechte und kulturelle Vielfalt verabschiedet wurden480,

anerkennend, wie wichtig die Verschränkung von Reli-
gion und Rasse ist und dass mehrfache oder verschärfte For-
men der Diskriminierung aufgrund der Religion und aus an-
deren Gründen wie Rasse, Hautfarbe, Abstammung oder na-
tionale oder ethnische Herkunft auftreten können,

unter Hinweis auf ihre Resolution 64/156 vom 18. De-
zember 2009 und die Resolution 13/16 des Menschenrechts-
rats vom 25. März 2010481,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs482;

2. bekundet tiefe Besorgnis über die negative Stereo-
typisierung von Religionen und die Erscheinungsformen von
Intoleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion oder
der Weltanschauung, die in der Welt nach wie vor auftreten;

3. missbilligt entschieden alle psychischen und phy-
sischen Gewalthandlungen und tätlichen Angriffe gegen Per-
sonen aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung bezie-
hungsweise die Aufstachelung dazu sowie alle derartigen
Handlungen, die sich gegen ihre Geschäfte, Vermögenswerte,
Kulturzentren und Kultstätten richten, sowie gezielte Atta-
cken gegen heilige Schriften, heilige Stätten und religiöse
Symbole aller Religionen und ihre Entweihung;

4. bekundet tiefe Besorgnis über die von extremisti-
schen Organisationen und Gruppen verfolgten Programme
und Ziele zur Hervorbringung und Verfestigung von Stereo-

typen in Bezug auf bestimmte Religionen, insbesondere wenn
sie von Regierungen geduldet werden;

5. nimmt mit tiefer Besorgnis Kenntnis von der Inten-
sivierung der generellen Vorstöße zur Verunglimpfung von
Religionen und der Aufstachelung zu religiösem Hass im All-
gemeinen, einschließlich der gezielten Überwachung religiö-
ser Minderheiten aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit und
der Religion;

6. erkennt an, dass die Verunglimpfung von Religio-
nen und die Aufstachelung zu religiösem Hass im Allgemei-
nen im Kontext des Kampfes gegen den Terrorismus zu er-
schwerenden Faktoren werden, die zur Verweigerung der
Grundrechte und Grundfreiheiten der Angehörigen der Ziel-
gruppen sowie zu ihrer wirtschaftlichen und sozialen Aus-
grenzung beitragen;

7. bekundet in dieser Hinsicht tiefe Besorgnis dar-
über, dass der Islam oft fälschlich mit Menschenrechtsverlet-
zungen und Terrorismus in Verbindung gebracht wird;

8. verweist erneut auf die von allen Staaten eingegan-
gene Verpflichtung zur integrierten Umsetzung der Weltwei-
ten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des
Terrorismus, die von der Generalversammlung am 8. Septem-
ber 2006 ohne Abstimmung verabschiedet483 und von der Ver-
sammlung in ihren Resolutionen 62/272 vom 5. September
2008 und 64/297 vom 8. September 2010 bekräftigt wurde
und in der unter anderem klar bestätigt wird, dass der Terro-
rismus nicht mit einer bestimmten Religion, Nationalität, Zi-
vilisation oder ethnischen Gruppe in Verbindung gebracht
werden kann und darf, und gleichzeitig betont wird, dass sich
die internationale Gemeinschaft verstärkt dafür einsetzen
muss, eine Kultur des Friedens, der Gerechtigkeit und der
menschlichen Entwicklung, der ethnischen, nationalen und
religiösen Toleranz und der Achtung aller Religionen, religiö-
sen Werte, Weltanschauungen und Kulturen zu fördern und
die Verunglimpfung von Religionen zu verhindern;

9. missbilligt die Verwendung der Print-, audiovisu-
ellen und elektronischen Medien, einschließlich des Internets,
und aller anderen Mittel zu dem Zweck, zu Gewalthandlun-
gen, Fremdenfeindlichkeit oder damit zusammenhängender
Intoleranz und Diskriminierung gegen jedwede Religion auf-
zustacheln, sowie die gezielten Attacken gegen heilige
Schriften, heilige Stätten, Kultstätten und religiöse Symbole
aller Religionen und ihre Entweihung;

10. hebt hervor, dass jeder Mensch das in den interna-
tionalen Menschenrechtsnormen verankerte Recht auf unbe-
hinderte Meinungsfreiheit und das Recht auf freie Meinungs-
äußerung hat und dass die Ausübung dieser Rechte besondere
Pflichten und Verantwortung mit sich bringt und daher Be-
schränkungen unterliegen kann, die gesetzlich vorgeschrie-
ben und für die Achtung der Rechte oder des guten Rufs an-
derer und den Schutz der nationalen Sicherheit oder der öf-480 A/62/464, Anlage. 

481 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-fifth Session,
Supplement No. 53 (A/65/53), Kap. II, Abschn. A.
482 A/65/263. 483 Resolution 60/288.
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fentlichen Ordnung, der öffentlichen Gesundheit oder der
Moral notwendig sind;

11. bekräftigt, dass die allgemeine Empfehlung XV
(42) des Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskrimi-
nierung484, in der der Ausschuss die Auffassung vertritt, dass
das Verbot der Verbreitung jeglichen auf rassischer Überle-
genheit oder Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit der
Meinungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäuße-
rung vereinbar ist, gleichermaßen für die Frage der Aufsta-
chelung zu religiösem Hass gilt;

12. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit des Sonderbe-
richterstatters über zeitgenössische Formen des Rassismus,
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz und des Sonderberichter-
statters über die Förderung und den Schutz der Meinungsfrei-
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nen sie der Gefahr der Entweihung oder Zerstörung ausge-
setzt sind, zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen;

23. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen
globalen Dialog zur Förderung einer Kultur der Toleranz und
des Friedens auf allen Ebenen auf der Grundlage der Achtung
der Menschenrechte und der Vielfalt der Religionen und
Weltanschauungen zu begünstigen, und legt den Staaten, den
nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Führern und
Organisationen sowie den Print- und elektronischen Medien
eindringlich nahe, einen solchen Dialog zu unterstützen und
zu begünstigen;

24. bekräftigt, dass der Menschenrechtsrat die allge-
meine Achtung aller religiösen und kulturellen Werte fördern
und sich mit Fällen der Intoleranz, der Diskriminierung und
der Aufstachelung zu Hass gegenüber Angehörigen jedweder
Gemeinschaft oder den Anhängern jedweder Religion sowie
mit den Mitteln zur Verstärkung der internationalen Bemü-
hungen um die Bekämpfung der Straflosigkeit dieser ver-
werflichen Handlungen befassen wird;

25. begrüßt die Erklärung, die der Präsident des Men-
schenrechtsrats am 30. September 2010 im Namen aller Mit-
glieder des Rates abgab und in der er die jüngsten Fälle reli-
giöser Intoleranz, von Vorurteilen und damit zusammenhän-
gender Diskriminierung und Gewalt, die nach wie vor in allen
Teilen der Welt auftreten, verurteilte;

26. begrüßt außerdem, dass auf Initiative der Hohen
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte am
2. und 3. Oktober 2008 ein Sachverständigenseminar über
Meinungsfreiheit und die Propagierung religiösen Hasses,
durch die zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt
aufgestachelt wird, abgehalten wurde, und ersucht die Hohe
Kommissarin, weiter auf dieser Initiative aufzubauen, mit
dem Ziel, konkrete Beiträge zur Verhütung und Beseitigung
aller derartigen Formen der Aufstachelung sowie der Folgen
einer negativen Stereotypisierung von Religionen oder Welt-
anschauungen und ihrer Anhänger für die Menschenrechte
dieser Personen und ihrer Gemeinschaften zu leisten;

27. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Ho-
hen Kommissarin, Menschenrechtsaspekte zu fördern und in
Bildungsprogramme zu integrieren, insbesondere in das von
der Generalversammlung am 10. Dezember 2004 verkündete
Weltprogramm für Menschenrechtsbildung486, und fordert die
Hohe Kommissarin auf, diese Anstrengungen fortzusetzen,
unter besonderer Berücksichtigung

a) des Beitrags der Kulturen sowie der religiösen und
kulturellen Vielfalt;

b) der Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Or-
ganen des Systems der Vereinten Nationen sowie mit regio-
nalen und internationalen Organisationen bei der Abhaltung
gemeinsamer Konferenzen zur Förderung des Dialogs zwi-
schen den Kulturen und des Verständnisses der Allgemein-

gültigkeit der Menschenrechte und ihrer Verwirklichung auf
verschiedenen Ebenen, insbesondere mit dem Büro des Ho-
hen Beauftragten der Vereinten Nationen für die Allianz der
Zivilisationen, der Organisation der Vereinten Nationen für




